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WIENERGEMEINDERA
Sitzungvom28 .Juni1927

BürgermeisterSeitz eröffnet um5 Uhrdie Sitzung .Der
Gemeinderattritt sofortindieVerhandlungeneinZunächstwirdohneDe¬
batte ein Antrag des GemeinderatesSchneider ,für einzelneBetriebsteile

des städtischenGemeindebetriebesZuschusskreditezu bewilligen ,angenom-

GRSchneiderbeantragtweiters,dasstädtischeAmalien¬
badandieWientalwasserleitunganzuschliessen.DieKostenbetragen25. 000

Schilling.
GR .Pfeiffer ( E . . )wendetsich gegendie parteiischeVer- ¬

gebungderstädtischenBäderwieauchvonTurnplätzenin städtischenSchu¬
len anVereine ,die umdie BenützungansuchenErverwahrtsichdagegen,
dassdabeizwischensozialdemokratischenundnichtsozialdemokratischen
VereinenundKorporationeneinUnterschiedgemachtwird .Augenblicklich
aberbestehteine Diktaturundgegendiesemüssemansich zur Wehrsetzen .

meisterbereitsaufGrunddes§ 96derVerfassunggenehmigthat .Der
AnkaufwirdohneWortmeldungnachträgtlichgenehmigt.

GR .Fischerberichtetüberdie UebernahmeeinerLeichenbestat¬
tungskonzessiondurchdie städtische Leichenbestattung .AuchdieserAn¬
tragwurdebereitsaufGrunddes§ 96vomBürgermeistergenehmigt

GR. Haider ( . . )erklärt ,dass die Verstadtlichung der Lei¬

chenbestattung ein gesundervolkswirtschaftlicher Gedankesei .Diesaber
nur dann ,wenndie Gemeindejene soziale Einsichtaufbringt ,dienotwen
digist ,umdie NotdeskleinenGeschäftsmannesnichtzuihremVorteil
auszunützen .DieRente ,die der Besitzerin dieser Konzessiongezahlt
wird ,ist vielzuklein .EssolldochineinemsolchenFallnichtnur
das Interesse der Gemeinde ,sondernauch das des wirtschaftlich Schwa¬
chengewahrtwerden.

GR. Zimmerl( E . . ) X:DerGemeinderatgehtnunin dieBeratung
jener Geschäftsstückeein ,die auf Grunddes § 96 vomBürgermeisterer - ¬
ledigt wordensind .Wirhabenschonin der ersten Sitzungdes neuenGe¬
meinderates gegendie missbräuchliche Anwendungdes § 96protestiert .
Aberwederder Referent ,sochder Bürgermeister ,habenes der Mühewert
gefunden ,auchnur zu antworten ,Inzwischenhat die ZahlderGeschäfts-¬
stücke ,die auf Grunddes § 96 genehmigt wordensind ,sich stark ver¬

mehrt ;es sind82geworden.

DieserunerträglicheundunhaltbareZustandmussaufhörenunddieBäder
undTurnplätzemüssender gesamtenBevölkerungdienen .DiekörperlicheEr-¬
ziehungist eineSachederAllgemeinheitunddasfkeinesozialdemokrati-¬
scheParteisachealleinsein.

InseinemSchlusswortentgegnetGR.Schneider,dassbei
derVergebungvonBädernundTurnplätzenvonkeinerDiktaturdie Redesein
kann .Eewirdjederzeit für eine entsprechendeZeiteinteilungundAuftei-¬
lunggesorgt .

BürgermeisterSeitzunterbrichtdenRedner ,verliestden
§ 96underklärt ,dasseinsoschwerwiegenderVorwurf,wiediemissbräu¬
liche Anwendung,nicht erhobenwerdenkönne.

GRZimmerl :Ich bin der Meinung ,dass der Bürgermeisterüber
hauptnicht berechtigtwarauchhur ein Stücknach§ 96zuerledigen ,
weil ,der Gemeinderathätte einberufen werdenkönnen .Der § 96ist
janurdannberechtigt,wenndieMöglichkeitfehlt ,wieetwainder
laubszeit ,denGemeinderateinzuberufen .Schliesslichkänntemanjadan
das ganze Jahr den Gemeinderatnicht einberufen und nur mit dem§96

DerAntragwirdangenommen.
SchliesslichbeantragtGR.SchneiderdieAufstellungeines

SprungturmesimSchwimm- ,Sonnen-undLuftbadaufdemFongressplatz.Die
Kostenbetragen9800Schilling.

GR.Millig( E. . )erklärt ,dassseineParteifürdenAn¬
trag stimmenwird ,undersucht ,dass zugleichmit der Führungder10er
LiniedurchdieSandleitengasseauchdieStrassenbahnstreckeins
Liebhartstalverlängertwerde.

DerAntragwirdsodannangenommen.
GR .Suchanekbeantragt beantragt einen Kredit von87,000

hilling für die Bäckerei ,SpinnerinamKreuz .Esist geplant ,dieBäckere
zuverlegen .

GR.Körber( E . . )betont ,dasser schonwiederholtaufdie
Unzweckmässigkeitder Bäckereihingewiesenhat ,undstellt an denReferen-¬

wohineigentlich die Bäckereiverlegt werdensoll .ten dieAnfrage,
In seinemSchlussworterwidertGR .Suchanek ,dass dieVer¬

legung infolge der Erschaffung der Gartenstadt notwendigsein wird .Die
diesbezüglicheVorlagewirddenemeinderatnochbeschäftigen.

Der Antrag wirdangenommen .

GR .Reisingerbeantragt ,einenSachkreditvon600 . 000Schil-¬
lingfürdenUmbaueinesTeilesderSchaltanlagenindenUnterstationen
des städtischen Elektrizitätswerkes zubewilligen .

GR .Schelz( E . . )erklärt ,dass die Arbeitenin denSchalt¬

anlagennotwendigseien .Ebensosei es auchnotwendig ,die Arbeitenfort -¬
laufenddurchzuführen .EineUnterbrechungder Arbeitensoll nichteintre -¬

ten .
InseinemSchlussworterwidertGR.Reisinger,dassdie

Arbeitenfortlaufendgemachtwerden.
Der Antrag wirdangenommen

verwalten.Wirprotestierenvorallem ,dassderGemeinderatwährendderS.
Wahlbewegungnicht einberufen wurde .Dahermussder Bürgermeisterdurch
den Referenten bei jedemGeschäftsstück begründenlassen ,warumeres
mitdem§ 96erledigt hat .Wirhabenleider auf GrundderVerfassung
keine andere Möglichkeit ,als gegen einen solchen Vorgang zuprotestie - ¬

ren .Ichkannnurwiederholen,dasshiernichtnureinemissbräuchlich
Anwendungdes § 96 vorliegt ,sondern ein eklahanter Fall des

MissbrauchesderAmtsgewalt.(Beifall).
BürgermeisterSeitzmachtdenRednerdaraufaufmerksam,da

er als Bürgermeisterkein Recht hat ,demReferentenAufträge zuertei¬
len .Essei auchdemBednernicht gelungenfür seineschwerwiegenden
BeschuldigungendenNachweiszuerbringen.

GR.AngermavertE.. )besprichtdieVersicherungsverträge,
die vor demKrieg von der städtischen Leichenbestattungabgeschlossen
wordensind .Als die Kroneins Rutschengekommenist ,hat dieLeichen¬
bestattung erklärt ,dass sie die Sachleistungen nicht mehreinhalten
kannundeine Praxiseingerichtet ,die demschäbigstenpolnischenJuden
als Jeschäftsmannnicht eingefallen wäre .Erst durch Prozesse habend
Versicherten ihr Recht erkämpfenmüssen .

BürgermeisterSeitzersuchtdenHednerzumGegenstandzu
GRAngermaver( . . )erklärt ,dassseinerAnsichtnachdiesesprechen .

VertlagtzumGegenstandgehörden .Er fragt denReferenten ,obhiernun
eine andere Praxis eintref e ,weil diese Prozesse das Ansehen derStadt

Wienschwerschädigen .(Beifall ).
GR .Doppler( . . )verlangt ,dass der Referent begründensoll ,

warumder § 96 angewendetwerdenmusste .Mänhat hundertevonGeschäfts-¬
stückenmonatelangmitdem§96erledigtunddanndemGemeinderatvorge-¬
legt .Der § 96 verlangt aber ,dass diese Geschäftsstücke unverzüglich an

denGemeinderatgelangenmüssten .Dashat keine andereVerwaltungsoge- ¬
trieben .Als am 5 .März die Wahlausschreibung erfolgte ,hat manauchden

Gemeinderatnicht mehreinberufen .Es wurdealles mit dem§ 96erledigt .
Der Gemeinderatist nur mehreine Farce .Aberso kannauf die Fauerdie
Geschäftsführungnicht gehen .Mankannhier wirklichmitRechtvoneiner

missbräuchlichenAnwendungdes S 96sprechen ,weil nur derCäsarenwahn



ZweiterBogenGRRummelhardt( . . )erklärt,dassder§96nureineNotver-¬
ordnungsei dienurdannin Krafttretenkann ,wennderGemeinderatnich
einberufenwerdenkannEsgeheaberdochnichtanGeschäftsstückeauf
Grunddes§96zugenehmigenundnachMonatendemGemeinderatvorzulegen.
DaruntersinddochvieleGeschäftsstücke,zudenendieMinderheitStel¬
lungnehmenmuss ,bevorsie genehmigtwordensind .DieBevölkerungkann
das Gewissnicht ruhighinnehmenSie würdigendenGemeinderatzueiner
Farceherab .Dagegenmüssenwiraufdasentschiedensteprotestieren ,weil
diesderWürdeundderEhredesGemeinderateswiderspricht.DerBürger¬
meistermüsstesichvordemGemeinderatrechtfertigen,oderesmüssteim
Aktniedergelegtsein ,warumdie Genehmigungauf Grunddes § 96erfolgte .
Daswashier geschieht ,habenauchdie alten DespotengetroffenEsist
eineVerwaltung,diesichaushdieBevölkerungnichtmehrgefallenlassen

kannundwennhiernichteineAenderungeintritt ,dannwerdenwirgezwun¬
gendieBevölkerungentsprechendaufzuklären(Beifall).

GRDrKolassa( EL. )meintdassdieseArtderAnwendung
des596auchvomverwaltungsjuristischenStandpunktzuverurteilensei.
EsdürftedemBürgermeisterschwerfallennachzuweisendassindemvor -Stellungnehmenkönnte.DerParteiderEinheitslisteistdasSystemliegendenGeschäftsstück,der§ 96angewendetwerdenmusste .Eshandelt
sichumeinenNotparagraph,dernurdannangwendetwerdendarf ,wennkein
anderesMittelvorhandenist .DieEinberufungdesGemeinderateswäreaber
ohneweitersmöglichgewesenmanhat aberdieseGeschäftsstückeerst
nachMonatendemGemeinderatvorgelegt.DadurchwirdderGemeinderatzu
einerautematischenAbstimmaschineherabgewürdigtundmiteinersolchen
ArtderGeschäftsführungkannwohlniemandeinverstandensein .(Beifall).

ge¬

ParagraphwirdvonmirnurimFallederunerlässlichenNotwendigkeitdem .undsrar politi¬ausdreiGründen.Erstensausangewendetdas ichnichteineBelastungdesBürgermeisterswünsche,schenGrund, ist . dieVer¬wosienichtnotwendigist undeszwekkmässig
aufzulasten,der dieberufenist zuverwalten.Zwei.antwortunKörperschaft

tens auseinempersönlichenGrund ,weilich als Bürgermeisterzuden
vielenVerantwortungennichtnocheineneueübernehmenwill ;Mnddrit-¬
tens deshalb ,weilebender § 96eineAusnahmsbestimmungist

Ichhabealsojedessolcheeschäftsstückgenangeprüft ,weit
genauer,alsandereAkteundichhabesofortnachdemZusammentritt
desneuenGemeinieratesalledieseGeschäftsstückevorgelegt.Esist
nichtdieSchuldderMehrheitwennderGemeinderatsospätindieLa¬
gekommt,sie zuverhandelnNunzurFrage ,warumderGemeinderatnichtwährendderWahl-¬
bewegungeinberufenwurde .Damussdocheinmalfestgestelltwerden,
dasseseinstillschweigendesUebereinkommenzwischenderchristlich¬
sozialanundsozialdemokratischenParteiwargdassbestimmteKörper¬
schaften ,Nationalrat ,LandtageundgrössereGemeindevertretungenin
der Wahlzeitnicht einberufenwerden .Daswarganzklug Bei denpoli -¬
tischenVerhältnisseninOesterreichwäresonstdieWahlbewegungnoch
mehrüberhitztworden .Ichhielte es für einegeradezukindlicheNaivi
tät ,wennich imParlamentaufstündeunddemPräsidenteneinenVorwurf
machte ,dasser währendderWahlzeitdasParlamentnichteinberufen
hat .Ichhabedasalsselbstverständlicherachtet.NunwirdauchdieZahlderFällebeanständet ,Nehmenwirder
vorliegendenFallDieserVertragwarbefristet .DieFraubliebder
Gemeindenur bis 31 ,Märzim Wort .Es musste deshalb bis zudiesem
FermineineEntscheidunggetroffenwerden .Nunsteht im§ 96 ,dassdie
SachedringlichseinmussunddassnurdanndieEntscheidunggetrof-¬
fen werdensoll ,wennsie nicht ohneNachteilfür die Sacheabgewar¬
tet werdenkannWennSiederAnsichtsind ,dassdieLeichenbestattung
diesesGeschäftnichthättemachensollen ,dannhättenSiedassagen
müssenAberdavonhatniemandgeredet ,WürdederGemeinderatentschei
dendassichUnrechthabe ,dannwürdeich ,wennmirdieSachewichtig
erschiene ,die KonsequenzenziehenDer§ 96bestimmtdannnoch ,dass
einsolchesGeschäftsstückunverzügmichdemGemeinderatvorzulegenist.

DasistauchinallenFällengeschehen.
DieFrageistaber,obmanüberhaupteinesolcheBestim¬

munginderVerfassunghabensollIchsageganzoffen ,eineVerwal¬
tungvonderGrössederStadtWienreinparlamentarischzuführen
ist unmöglichIch mussteerst heutewieder ,obwohlderGemeinderat
tagteinwichtigesGeschäftsstückaufGrunddes§96genehmigenIch
warimmergegendenMissbrauchdes§ 96undhabees immerkritisiert
wieervonLuegergeübtwordenist .AlsichmeinAmtantraterklärte
ichsofort ,dassichindiesemFehderLuegersniemalsverfallenwerde
sondernnurdanndieseVerfassungsbestimmunganwendenwerde ,wennes
unbedingtnotwendigist .(LebhafterBeifall).

Andersist esbeimBund.WenndasParåamentdasBudgetge¬
nehmigthatverwaltetdieRegierungohneirgendeineKörperschaftzu
befragenEswäregewissderOppositionimNationalratsehrangenehm,
wenndieRegierungnachderGenehmigungdesBudgetsnochjedeDurche
führungsmassregel,. BejedenBau ,demParlamentmitPlänen,Kosten¬
voranschlägen. . wevorlegenmüsste ,sodassdieOppositiondazu

beimBundsehrangenehm,als Oppositionaberbekämpftsie es .Den
§ 96hatLuegergeschaffen ,wirwerdenihnbestehenlassen ,solange
wirdieVerwaltungführen.Wirwerdendavonnichtabgehen,sosehr
auchderOppositionerwünschtwäre(LebhafterBeifall)

GR.Dr.Wagner( . . )erklärt,dassdieInterpretation,die
fürdieAuslegungeinesGesetzesentscheidendist ,dielogischeistFür

BürgermeisterSeitz:IchhabewiederholtGelegenheitgenom-dieInterpretationallergeltendenösterreichischenGesetzegiltder
menmeineStellungzum§96derVerfassungkennzeichnenDieserLeitsatz,dasssienachdereigentümlichenBedeutungderWorteinihremZusammenhangauszulegensind .DadurchwillderGesetzgebersorgen,

dassdieGesetzeihrepassendeAnwendungfinden.Der§96ist nurgane
ausnahmsweiseanzuwenden .IstaberseineAnwendungin82Geschäftsstücker
eineausnahmsweisePraxis ?Dasist keineAusnahmepraxismehr,dasist
einunzulässigerEingrißsindieZuständigkeitderGemeinleorganeEm
§96heisstesdannnochweiter,daßdieGeschäftsstücke,diederBürger
meistermitderAnwendungdes§ 96genehmigte,unverzüglichdemGemeinde
rat zurnachträglichenGenehmigungzuunterbreitensei .Esheisstaus¬
drücklich :Jedochunverzüglich . .Dieses Wörtschenjedoch bedeutetschon
eineEinschränkungundbeweist,dassessichnurumganzausnahmeweise
Ermächtigungenhandelnkann.

InlängerenAusführungennimmtnunStr .Rummelhardt( . Le)
zuderAnwendungdes§ 96neuerdingsStellung .Erstellte fest ,dass
die VerteidigungdesHerrnBürgermeistersmisslungensei .Er hatwieder
nurdiealtenSätzegebraucht,dieer zurEntschøuldigungderKnebelung
der Minderheitschonwiederholtgesagthat .DiefreigewähltenMandatare
habendasRechtunddiePflicht ,überalleszuberatenundüberalleszu
beschliessenWennihnendasverhindertwird ,soist dasebeneinMiss¬
brauch.DerHerrBürgermeisterhaterklärt ,dassbezüglichdesNicht-¬
tagensvonöffentlichenKörperschaftenzwischendenParteieneinstill-¬
schweigendesUebereinkommenbestand .UnsererParteiist derartigesnicht
bekannt.DieletzteGemeinderatssitzungwaram. März.Bis20 ,Maihat
danndieVerfassunggeruht .AbernichtwegeneinesParteiübereinkommens,
sondernweilwirimGemeinderateineInterpellationeingebrachthaben
dieIhnensehrunangenehmwar.WirhabennämlichdieAnfragegestellt
inwieweitundwelcheVereinbarungenmitdemberüchtigtenDr.Zalmannvon
SeitenBreitnersabgeschlossenwordenseien.ImStadtsenathatBreitner
geleugnet,irgendwelcheAbmachungenmitZalmanngetroffenzuhaben.
Dasswirdasrichtigevorausgesehenhaben,habendiespäterenEreignisse
gezeigt .Eswarnichtwahr ,dasskeineBesprechungenstattgefundenhaben
EswurdentatsächlichAbmachungengetriffenunddieVersprechungendann
als demagogischesAgitationsmittelverwertet .DieFurchtvorderOeffent



DritterBogen.lichkeitwarfürdieNichteinberufungdesGemeinderatesmassgebend,weil

WirnehmendiesesVersprechenentgegen ,aberwennderHerrBürgermei-WolltendiesenMannnichtdesavouieren.Dasist derGrundwarumder

zichten ,einedemokratischeParteigenanntzuwerden ,undder
HerrBürgermeistermüssteverzichten ,einunparteiischerBürgermeistersein ,dassmirdavongarnichtsbekanntwurde .WassichderBürger-¬
genanntzuwerdenJedeVerwaltungssachewirdvonIhnenalseinepoli -meisterhierzurechtgelegthat ,widersprichtdemGeistdes§96und

tragendasnicht .InderPolitikwerdenwirunsraufen ,aberdiereineneinGeleise ,dasvorihmschonvonAbrahamovicundBadeniundzuletzt
Verwaltungsangelegenheitenmüssenfrei ,gerechtunddemGesetzentspre -vonStürghbenütztwurde .Wenner sich in dieserGesellschaftwohl

ZalmannalsSchwindlerentlarvthätte,nichtverhandelnzumüssen,
manvordenWahleneinesolcheDebattenichthabenwollte .DerHerrWurdeganzeinfachkeineSitzungmehreinberufen .Zalmannhatnämlich
Bürgermeisterhat versprochen ,immerimSinneder Verfassungzu handelndenKleinrentnernmehrversprochen ,als Breitnerzugesagthat .Sie

ster sein Versprechennichteinhält ,müssteseineParteidaraufver -Gemeinderatnichteinberufenwurde .Washeuteerzähltwurde ,voneinem
stillschweigendenÜbereinkommen,dasmusssostillschweigendgeschehen

tischebehandelt .Dasist derHauptfehlerIhrerVerwaltung.Wirver -denGrundlagenderDemokratie.DerBürgermeisterbegibtsichhierauf

chenddurchgeführtwerden(BeifallbeiderMinderheit).
BürgermeisterSeitzstellt nunnochmalsdieDringlichkeit

desGeschäftsstückesfest underklärtneuerdings,dasszwischenden
Parteien ein stillschweigendesUebereinkommenbestand ,dieöffentli -¬
chenKörperschaftennicht einzuberufen .Zusammenfassenderklärte Bür- ¬

germeisterSeitz ,dassesimferneliegt ,den§96öfterszugebrau¬

befindet ,habenwirnichtsdagegen .( LebhafterBeifall ).
GR. Fischer erklärt nu n ,daßgegendie Vorlagekeine

Einwendungenerhobenwordensind .WennvonGR.AngermayerseineIntel-¬
ligenzbezweifeltwordenist ,sokönneer nursagen ,daßebenjetztim
GemeinderatauchArbeiterundAngestelltesitzen ,die sichfreilich
bezüglichderIntelligenzmitBankdirektorennichtmessenkönnen(Lebhaf-

chenals unerlässlichist .ErwartenurnochimmeraufdenNachweis,ter Beifallbei derMehrheit)
dasser entgegendengeschäfstordnungsmässigenBestimmunggehandelt
habe .(BeifallbeiderMehrheit).

Nunbeschäftigtsich GRZimmerl( . . )neuerlichmitderAn¬
wendungdes§96 .Ererklärt,dassesnichtrichtigsei ,daßderGe¬
meinderatnichteinberufenwerdenkonnte .DieMinderheithabenichts
gegendieAnwendungdes§ 96 ,wennderGemeinderatnichteinberufen
werdenkann .Abersie wehresichdagegen,dassderGemeinderat
als eineAbstimmungsmaschinegesehenwird .

DieGemeinderäteDreWagnerundDr. Kolassa( . . )nehmen
gleichfalls zumzweitenmaldas Wort .Dr .Wagnererklärt ,dass dieMehr¬

GemeinderatHiessbeantragtdemArbeiter-Abstinentenbundeine
Subventionvon15. 000Schillingzugewähren.

GemeinderatStögerbesprichtdiestarkeZunahmederAusgabender
GemeindefürAlkoholiker.ImJahre1923wurdefürgeisteskrankeAlkoholi-¬
keramSteinhofeinBetragvon16 . 5Milliardenausgegeben,1927sind71. 5
Milliardenveranschlagt.EinevorbildlicheTätigkeitentfaltetaufdem
GebietderTrinkerrettungdiePolizei.SiehatinWien20Trinkerfürserge-¬
stellenerrichtet ,währenddieGemeindenureineeinizigeStellebesitzt .
DieGemeindefördertaberauchdieSchnapspest.EswerdenimmerneueKon¬
zessionenbewilligt .DieVermehrungliegt aberauchgarnichtimInteresseheit den § 96 nur demWortlaut ,undnicht demWillenentsprechenddes

Gesetzesanwendet.Der§96wirdnuroportunistischbehandelt.Dr .KolasdesSchankgewerbes.DerSozialdemokratieist esaberinWahrheitgar
nichternstumdieBekämpfungdesAlkohols.ManbrauchtnurdieFührungsawendetsichdagegen,dassderGemeinderatalsAbstimmungsmaschine

angesehenwerde. der Arbeiterheimezu beobachten .Die Gemeindeverwaltunghat auch ,frei¬
NungelangtGR.KunschakzumWort.Ererklärt,dassdieganzelicherstaufGrundeinesRekursesandenBürgermeisterimGemeindeneu¬DebatteaufdasAnsehendesBürgermeistersunddesGemeinderateskein bauamMargaretengürtel,die ErrichtungeinerSchnapsbudikzugelassen.

besondersgünstiges Licht werfe .BürgermeisterSeitz habe sichein Rednerbeantragt,dassderGemeinderatdieAusgabevonSchankkonzessio-¬SystemderAutograßiezurechtgelegt ,undmitderVorlagevon87Ge¬ neneinstellt ,dassder Finanzreferentbeauftragtwird ,alle Ansuchenvonschäftsstücken ,die aufGrunddes§ 96genehmigtwurden ,soll nundie
verdienstvollenAbstinentenorganisationenzustimmenddemGemeinderatvor-¬Generalprobeabgehaltenwerden ,obderGemeinderatdasallesfrisst .
zülegenunddassstädtischeTrinkerfürsorgestellenerrichtetwerden.FürEr erklärt weiters ,dassder § 96mitwollemWissendesBürgermeisters

indieVerfassungaufgenommenwordensei .Der§96stammeauchnichtdieSubventionwerdeauchdieMinderheitstimmen,obwohlverlangtwerden
von Lueger ,sondern er wurde von diesem vom seinerzeitigen Bürgermeistemüsse ,dass auch die anderen Abstinentenorganisationen von der Gemeinde

Dr. Prixübernommen.Seinerzeithabendie Christlichsozialenden§ 96unterstütztwerden.GR.Angermayererklärt,dass,mennmanWasserpredigt,nichtbekämpftundzwardeswegen ,weil ihmalle Merkmaleanhafteten ,ein
bequemesRegierenzuermöglichen.Der§96wurdeinderchristlichso¬
zialenAeranurangewendet ,wennderGemeinderatin die Feriengegan-¬
genwar .DemBürgermeisterwurdensogareineArtErmächtigungsgesetz
gegeben .Wasdie finanzielleBedeutungderAnwendungdes§ 96durch
denHerrnBürgermeisterbedeutet,sohatderHerrBürgermeisterdamit
nichtweni
dieAusgabevonnichtwenigerals327Milliardenbeschlossen.Essind
dieverschiedenstenBauvorhabenmitdem§ 96genehmigtwordenundder
BürgermeisterträgtdafürdieVerantwortung.BeieinemBau ,dergleich-¬
falls mit dem§ 96 genehmigtwurdehat manden LeutenLicht undLuft

Magistrat zueinersolchenBauweisegestohlenNiemalshätteder
dieZustimmungerteilt ,weilsie grundsätzlichgegendieBauordnung
verstosst .DashatabernunderBürgermeisteraufdemGewissen

BürgermeisterSeitz :WasistsmitdiesemLeichenbestattungs
geschäft?StR. Kunschak:WennichauchvondiesemGemeinderatkeine
hoheMeinunghabe,soist esdochzuviel ,wasmanihnzumutet.Man
hatdenaltenGemeinderatauseinemganzanderenGrundnichtmehrein-¬
berufen.WirhabeneinenDringlichkeitsantragüberdieKleinrentner-¬
hilfeeingebracht.UmnundiesenDringlichkeitsantrag,derdenHerrn

zugleichein Unternehmenführendarf ,dasAlkoholerzeugt ,Solangedie
se Zuständeandauern ,kannniemandandenErnstderAntialkoholbewegung
derMehrheitdiesesSaalesglauben.

GR.Körber( . . )bekritelt,dasssichinmehrerenstädtischen
BetriebennochimmerSchenkenbefinden ,in denenAlkoholandieArbei-¬
terausgeschenktwird .DieSchenkenmüssenendlicheinmalausdenBe¬
triebenentferntwerden.InseinemSchlussworterklärtGR.Hiessdassesleiderbedau¬
erlich sei ,dass sich in BetriebenSchankstättenbefinden .Bezüglich
derBranntweinschenkerkonzessionenstellt er fest ,dassseitJahren
keine neuenmehrausgegebenwurden .Ein erfreulicher Erfolg derAnti¬
alkoholbewegungist ,dassschonin vielenBetriebenMilchtrinkgallen
für die Arbeitererrichtet wurden ,in denenderKonsumvonMilchvon
TagzuTagsteigt .( BeifallbeiderMehrheit).DieAnträgedesGR.Stögerwerdendergeschäftsordnungsmässigen

BehandlungzugeweisenundderReferentenantragangenommen.
DieSitzungwirdum10Uhrgeschlossen.

- . . . —. —
EntfallendeSprechstundebeimstädtischenBaureferenten .AmDonners-¬
sagenträlltregendienstlicherVerhinderngdieSprochstundebein
amtsführendenStadtrat FranzSiegel .
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